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Nebenveranstaltung des CAHDI, 18. März 2026, 9–15.30 Uhr 
 

Haftbefehle internationaler Strafgerichtshöfe und Friedensverhandlungen 
Zwischen Frieden und Gerechtigkeit: völkerrechtliche Pflichten und politische 

Realitäten 
 
 

Einleitende Bemerkungen PERFR 

I. Aktuelles Dilemma 

• Sehr geehrte Panel-Teilnehmende, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, liebe 

Freundinnen und Freunde 

• Die aktuellen bewaffneten Konflikte in Europa und im Nahen Osten haben eine 

Frage wieder in den Vordergrund gerückt, die die moderne internationale 

Strafgerichtsbarkeit seit ihren Anfängen begleitet: das Spannungsverhältnis 

zwischen Friedensdiplomatie und der Ahndung schwerster 

Völkerrechtsverbrechen. 

• Dieses Spannungsverhältnis wird in einem konkreten Szenario besonders 

deutlich: wenn bei Friedensverhandlungen auf dem Hoheitsgebiet eines 

Vertragsstaats des Römer Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs die 

physische Anwesenheit von Personen erforderlich ist, gegen die der Gerichtshof 

einen Haftbefehl erlassen hat. 

• Gemäss dem Statut scheint die Sache auf den ersten Blick klar. Die rechtlichen, 

politischen und diplomatischen Implikationen sind jedoch alles andere als 

eindeutig. 

 

II. Rechtlicher Rahmen und Rechtsprechung des ICC 

• Gemäss dem Römer Statut und der ständigen Rechtsprechung des ICC, 

insbesondere dem einstimmigen Entscheid der Berufungskammer in der Sache 

Ankläger gegen Omar Al-Bashir (Berufung gegen die Verurteilung Jordaniens im 

Fall Al-Bashir) und der Antwort der Vorverfahrenskammer an Südafrika zur 

Situation in der Ukraine, besteht vor dem Gerichtshof keine Immunität ratione 

personae. 

• Der Gerichtshof stellte Folgendes fest: 

− Staats- und Regierungschefinnen und -chefs geniessen nach dem 

Völkergewohnheitsrecht keine Immunität vor dem ICC, auch wenn ihr Land 

dem Römer Statut nicht beigetreten ist.  
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− Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, Haftbefehle des ICC zu vollstrecken, 

selbst wenn andere internationale Rechtsinstrumente geltend gemacht werden 

könnten. 

− Die Verpflichtungen eines Vertragsstaats nach dem Römer Statut gehen 

allfälligen Verpflichtungen vor, die sich aus seiner horizontalen Beziehung zum 

Staat ergeben, über dessen Staatsangehörigkeit die gesuchte Person verfügt, 

selbst wenn dieser Staat dem Römer Statut nicht beigetreten ist.  

 

• Mit anderen Worten: Ein Vertragsstaat ist zur Zusammenarbeit verpflichtet, auch 

bei der Vollstreckung von Haftbefehlen.  

• Mit dieser Auslegung bekräftigt der Gerichtshof, dass die strafrechtliche 

Verantwortlichkeit für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 

Kriegsverbrechen nicht durch politische oder diplomatische Erwägungen 

ausgehebelt werden kann. Diese Auslegung wirft aber auch schwierige und 

unbequeme Fragen auf. Zum Beispiel: 

− Was geschieht, wenn die Gefahr besteht, dass die Durchsetzung des 

internationalen Strafrechts Friedensverhandlungen verunmöglicht oder 

erheblich erschwert? 

− War es die Absicht der Verfasserinnen und Verfasser des Römer Statuts, dass 

auf dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats keine Friedensverhandlungen 

stattfinden können, wenn dafür die Anwesenheit einer vor dem ICC 

angeklagten Person erforderlich ist?  

− Wenn der Beitritt aller Staaten zum Römer Statut unser Ziel ist, dann wären 

Friedensgespräche zum Schluss gar nicht mehr möglich.  

 

III. Besondere Position eines Gaststaats 

• Aus der Sicht der Schweiz ist dies kein abstraktes Dilemma. 

• Als Vertragsstaat des Römer Statuts, der den Gerichtshof seit dessen Gründung 

aktiv unterstützt, und als Gaststaat mit langjähriger Erfahrung in den Bereichen 

Gute Dienste und diplomatische Prozesse ist die Schweiz mit konkurrierenden 

Forderungen konfrontiert. 

− Sie muss einerseits ihren Pflichten gemäss dem Römer Statut 

nachkommen, einschliesslich der Vollstreckung von Haftbefehlen, und ihr 

Engagement zur Bekämpfung der Straflosigkeit weiterführen.  
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− Andererseits ist es wichtig, dass sie weiterhin Gute Dienste leistet und den 

Frieden fördert, indem sie Friedensverhandlungen ausrichtet, was 

voraussetzt, dass die Verhandlungspartner physisch an Gesprächen auf 

ihrem Hoheitsgebiet teilnehmen können. Für einen Gaststaat hängt die 

Glaubwürdigkeit eines Friedensprozesses oft von Garantien für eine 

sichere Teilnahme ab. Ohne solche Garantien können Verhandlungen unter 

Umständen gar nicht erst aufgenommen werden. 

• Dies führt zu einem Zielkonflikt zwischen zwei völkerrechtlichen Pflichten: 

− der Pflicht zur uneingeschränkten Zusammenarbeit mit dem ICC und  

− der Pflicht, gemäss UNO-Charta zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten 

beizutragen. 

 

IV. Frieden und Gerechtigkeit: Frieden und Gerechtigkeit – schliessen sie sich 

aus oder stärken sie sich gegenseitig? 

Die Schweiz ist der Ansicht, dass sich die Ziele Frieden und Gerechtigkeit nicht 

gegenseitig ausschliessen, sondern ergänzen. Gemäss der Präambel des Römer 

Statuts verpflichten sich die Vertragsstaaten, der Straflosigkeit ein Ende zu setzen 

und so zur Verhütung schwerster Verbrechen beizutragen. Eine Konfliktverlängerung 

trägt mit Sicherheit nicht zur Erreichung dieses Ziels bei, sondern führt im Gegenteil 

nur dazu, dass weitere Verbrechen begangen werden und dass es noch mehr Opfer 

gibt. 

• Das Römer Statut soll den Frieden nicht behindern, sondern ihn fördern und 

dauerhaft sichern. 

• Um Frieden zu erreichen, insbesondere einen nachhaltigen und dauerhaften 

Frieden, sind Verhandlungen zwischen den Konfliktparteien unabdingbar. 

• Friedensverhandlungen sind keine gewöhnlichen diplomatischen Konferenzen, 

sondern strukturierte Prozesse mit dem Ziel, bewaffnete Konflikte zu beenden 

sowie den Weltfrieden und die internationale Sicherheit wiederherzustellen.  

• Sie finden ausserdem häufig auf Ersuchen oder mit der Unterstützung der 

internationalen Gemeinschaft statt und zielen ausdrücklich darauf ab, bewaffnete 

Konflikte und die in diesem Rahmen begangenen Verbrechen zu beenden sowie 

den Weltfrieden und die internationale Sicherheit wiederherzustellen. 

• Sie dienen einem kollektiven Interesse, das über die bilaterale Diplomatie 

hinausgeht. 

• Dies führt uns zur zentralen Frage der heutigen Veranstaltung: 
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Muss sich ein Vertragsstaat immer zwischen der Erfüllung seiner Pflichten 

gemäss Römer Statut und der Förderung eines echten Friedensprozesses 

entscheiden? Oder können und sollen diese Verpflichtungen miteinander in 

Einklang gebracht werden? 

 

V. Dimension der UNO-Charta 

• Die Schweiz ist der Ansicht, dass diese Frage nicht nur im Rahmen des Römer 

Statuts geprüft werden kann. 

• Gemäss UNO-Charta sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, internationale 

Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln beizulegen und zur Wahrung und 

Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 

beizutragen. 

• Gemäss Artikel 103 der UNO-Charta haben die Verpflichtungen aus der Charta bei 

einem Konflikt mit Verpflichtungen aus anderen internationalen Übereinkommen 

Vorrang. 

• Wenn die Ausrichtung von Friedensverhandlungen Teil der Anstrengungen der 

internationalen Gemeinschaft zur Beilegung bewaffneter Konflikte ist, stellt sich die 

wichtige Frage des Zusammenspiels der Verpflichtungen gemäss UNO-Charta 

und der Verpflichtungen gemäss Römer Statut. 

• Es geht hier nicht darum, den ICC zu untergraben, sondern vielmehr um die 

Frage, wie eine spezifische Regel oder Norm im Verhältnis zum allgemeinen 

Völkerrecht auszulegen ist (Art. 31 Abs. 3 des Wiener Übereinkommens über das 

Recht der Verträge). 

 

VI. Sind temporäre, eng abgegrenzte Lösungen möglich? 

• Vor diesem Hintergrund vertritt die Schweiz die Auffassung, dass das Völkerrecht 

unter aussergewöhnlichen Umständen temporäre, eng abgegrenzte Lösungen 

erlaubt. 

• Diese müssen strenge Kriterien erfüllen: 

− Sie sollten der allfälligen Vollstreckung eines Haftbefehls nicht vorgreifen und 

somit die Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht behindern. 

− Sie sollten ausschliesslich dazu dienen, die Teilnahme an aufrechten 

Friedensverhandlungen zu ermöglichen, und 

− sie sollten zeitlich, örtlich und in Bezug auf den Zweck begrenzt sein. 

• Unseres Erachtens gäbe es beispielsweise folgende Möglichkeiten: 



5 
 

− eine vom ICC selbst beschlossene vorübergehende Aussetzung der 

Vollstreckung eines Haftbefehls; 

− die Anerkennung eines freien Geleits durch den ICC für Personen, deren 

Teilnahme an Friedensverhandlungen unabdingbar ist. 

• Ein solcher Mechanismus sollte idealerweise in der Zuständigkeit des 

Gerichtshofs liegen.  

• Eine einseitige Verweigerung der Zusammenarbeit durch die Vertragsstaaten wäre 

keine rechtlich tragfähige Lösung und könnte die Autorität und die Glaubwürdigkeit 

des Gerichtshofs beeinträchtigen. 

 

VII. Freies Geleit in der Praxis: Gewohnheitsrecht, Grundsatz oder Ausnahme? 

• Freies Geleit für Verhandlungspartner ist in Friedensprozessen seit Langem 

gängige Praxis. Davon profitieren manchmal auch Personen, denen schwere 

Verbrechen vorgeworfen werden. 

• Diese Praxis wirft weitere rechtliche Fragen auf: 

− Handelt es sich um einen allgemeinen völkerrechtlichen Grundsatz? 

− Ist sie mit den vertraglichen Kooperationspflichten vereinbar? 

− Oder handelt es sich um ein pragmatisches, wenn auch rechtlich fragiles 

diplomatisches Instrument? 

• Der ICC hat sich mit diesem konkreten Szenario noch nicht verbindlich befasst, so 

dass die Vertragsstaaten weiterhin rechtlichen und politischen Risiken ausgesetzt 

sind. 

 

VIII. Auswirkungen 

• Es geht nicht um einzelne Verhandlungen in einem bestimmten Konflikt. 

• Die übergeordnete institutionelle Frage lautet, ob die internationale 

Strafgerichtsbarkeit den operativen Gegebenheiten der Friedensdiplomatie 

Rechnung tragen kann, ohne dass ihre richterliche Unabhängigkeit, ihre 

Glaubwürdigkeit und ihre Autorität untergraben werden. 

• Es gilt zwei gegensätzliche Risiken zu berücksichtigen: 

− Wenn Haftbefehle die Teilnahme an Verhandlungen kategorisch 

verunmöglichen, kann dies Friedensprozesse behindern. 

− Wenn Kooperationspflichten allzu leicht ausgesetzt werden können, kann dies 

die Autorität und die abschreckende Wirkung des ICC beeinträchtigen. 

• Die Herausforderung besteht darin, sowohl Straflosigkeit als auch Blockaden zu 

verhindern. 
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• Vor allem aber könnte die Förderung eines glaubwürdigen Friedensprozesses 

unter klar definierten und vom Gericht kontrollierten Bedingungen unserer Ansicht 

nach die Legitimität des ICC stärken, da dies zeigen würde, dass Gerechtigkeit 

und Frieden komplementäre Elemente einer kohärenten internationalen 

Rechtsordnung sind. 

 

IX. Ziel der heutigen Veranstaltung 

• Vor diesem Hintergrund ist es nicht das Ziel der heutigen Veranstaltung, eine 

endgültige Lösung vorzuschreiben. Es geht vielmehr darum: 

− die rechtlichen Rahmenbedingungen zu klären; 

− Unsicherheiten in der Lehre zu identifizieren; 

− mögliche Verfahrensmechanismen im Rahmen des Römer Statuts zu prüfen; 

− die institutionellen Konsequenzen für den Gerichtshof und die Vertragsstaaten 

zu erörtern. 

• Diese Diskussion erfordert Offenheit. Sie erfordert aber auch eine disziplinierte 

juristische Argumentation. Politische Realitäten dürfen rechtlichen Verpflichtungen 

nicht einfach vorgehen. Und ebenso wenig darf der systemische Kontext dieser 

Pflichten bei der Vertragsauslegung ausser Acht gelassen werden. 

 

X. Schlussbemerkungen 

• Ich möchte mit einer allgemeineren Feststellung schliessen. 

• Das Spannungsverhältnis zwischen Frieden und Gerechtigkeit ist nicht neu. Neu 

ist jedoch das Ausmass der Institutionalisierung der internationalen 

Strafgerichtsbarkeit durch die Rechtsprechung internationaler Strafgerichtshöfe.  

• Das Römer Statut ist Ausdruck eines kollektiven Bekenntnisses zur 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Es sollte jedoch nie den Frieden behindern. 

• Mögliche Lösungen für diese Herausforderungen dürfen weder die in den letzten 

zwei Jahrzehnten erzielten Fortschritte im internationalen Strafrecht zunichte 

machen noch die internationale Strafgerichtsbarkeit untergraben. 

• Wenn das oberste Ziel der Friedensdiplomatie und der internationalen 

Strafgerichtsbarkeit die Wiederherstellung einer rechtmässigen und stabilen 

internationalen Ordnung ist, dann geht es nicht darum, zwischen Frieden und 

Gerechtigkeit zu wählen. 

• Es geht vielmehr darum, herauszufinden, wie das von uns geschaffene System die 

beiden Elemente in Situationen, die besonderes politisches Fingerspitzengefühl 

erfordern, in Einklang bringen kann. 
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• Ich bin überzeugt, dass wir sowohl die Gerechtigkeit als auch den Frieden fördern 

müssen. Ein Frieden ohne Gerechtigkeit ist keine nachhaltige Lösung. Und vor 

allem: Gerechtigkeit ohne Frieden ist keine Option.  

• Mit dieser Frage werden sich die beiden Panels heute auseinandersetzen. 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


